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I m N a m e n d e s V.o l k e 5

In Sachen

Verkündet ' ' “

am é8°Juni 1957

Beklagte und Revisionsbeklagtee

hat der 2; Senat deé Bundessozialgericht8
_auf die mündliche Verhandlung vom 28„Juni 1957

für Recht’erkanni:

Unter Aufhebung des Urteils des Landes===
sozialgerichts Schleswig vom 11„Juni

1954 wird die Sache zur erneuten Ver—

handlung und dntscheidung an das Lan—
desscäialgcricht zurückverwiésen°
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Der im Jahre 1893 geborene Kläger ist von Beruf Mechaniker—

meister und war Mitinhe her eines Fahrrad— und NähmaSchinen—

geschäftes in I-emburg In der diesem Betrieb angeschlossenen

Werkstatt erlitt er am 27°
„

ugust 1949 einen Unrell
,

der zum

Verlust seines linken Auges führte„ Die Beklagte gewährte ihm

deswegen durch Bescheid vom 21° Februar 1950 auf Grund eines

Gutachtens des Augenarztes Dr <Mxxxxvom_11gJenuar 1950 eine

vorläufige Rente von 30 V„H„ und berechnete sie nach einem

Jehresarbeitsverdienst (JAV„) von 353o‚—— DM Dr„Jxxxxxhielt

an der bisherigen echätzung der Minderung der Erwerbs re higkeit

(MdE„) in seinem am 291 Januar 1951 nach erneuter Untersuchung

des Klägers erstetteten Gutachten fest und bezweifelte, daß

sich der Kläger in den nächsten Jahren an das ein‘e ugige Sehen

gewöhnen werde° Trotzdem erließ die Beklagte am 26„Fehruer

1951 einen Bescheid über die Gewährung der Deuerrente von 25
\

V B sie eog diesen Bescheid jedoch wieder zuruck unä gewäLrte

t *1
"

die bisherige vorläufige Rente weiter„ Ohne erneute ärz lie

ei Q
.!Begutächtung des Klägers setzte die Beklagte durch Besch

vom 271November 19 51 die erste Dererre nte auf 25 V M für d-ie

Zeit nach dem 1„Jenuer 1952 fest und legte ihrer Berechnung

al JAV„ des durch den letzten Steuerbescheid. des Finanzen mts

fu; das Jahr 1947 ausgewieséne Einkommen des Klägers im Be—

MT' age von 3 730,“ DM zugrunde„

Mit der Berufung an des ObérversicherungsaMt (OVA„) Schleswig

hat der Klä@er beantragt‚ ihm die Rente in Höhe von 30 VQH°

zu belassen und als JAV„ sein im Jahre 1948 erzieltes Einkom—

men von
7„563,45 DM zu berücksichtigen° er hat dazu ausgeführt,

sein Gesichtsfelä sei durch den Verlust des äuges ster1c einge—

engt$ er könne desWegen Arbeiten an komplizierten Spezial—

masehinen nicht mehr selbst ausführen und benötige daher eine'

die Betriebskosten eteigernde H1_;rkr ft„ Ber JA*° müsse nach

seinem höheren Betriebseinkonren aus dem Jahre 1948 herechne

vor dem Unfall erzielte Je.hree Verdien st maßgebend.u

Das OVA„ hat nach Anhörung des Gerichtserztes Dr „ DXXX, ner

sich dem Gutachten des Dr„ Jxxxx vom 11° Januar 1950 angeschlos—
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sen hat, die Berufung zurückgewiesen. Es ist der Ansicht, daß

der
Beruf.. des Klägers bei der Bewertung des Augenverlustes

durch Gewährung der vorläufigen Rente übergengsweise ausrei—

chend berücksichtL :t worden sei und daß in Ubersi Wimmung mit

der Auffassung des Gerichtsarztes nach dieser Zeit der Verlust

des Auges auch beim Kläger entsprechend "unfallrechtlichenRicht—

linien" mit 25 V‚H° ausreichend bewertet werde° hie Ermittlung

des JAV„‘entspreche der Satzung der Beklagten°
„

Gegen dieses Urteil hat sich der Kläger im Februar 1953 an das

Oberverwältungsgericht.(0VerwG„) Lüneburg gewandt° Die Sachen

ist nach dem Inkrafttreten des Sozielgerichtsgesetzes (SGG) auf

das Landessozialgericht (LSG„) Schleswig als Berufung überge—

gangeno In der mündlichen Verhandlung vor dem LSG„ hat der Klä—

.ger anhand vorgelegter Steuerunterlagen geltend gemacht, daß

im Jahre„vor dem Unfall sein Einkommen 8,153,55 DM betragen habe°

Das LSG° hat durch Urteil vom 11° Juni 1954 die Berufung zurück—

gewissen und die Revision zugelassen. Es führt im wesentlichen

aus: Die Zulässigkeit der Berufung gegen das Urteil_des OVA,
bestimme sich ausschließlich nach dem SGS, uoweit sich die Be—

rufung des Klägers gegen den Grad der MdB richte, sei sie ge—

mäß @ 145 Nr 4 SGG ausgeschlossen, da weder ein in dieser Vor—

_schrift vorgesehenervAusnahmefall gegeben, noch die Anwendung

des 5 150 SGG möglich sei° Daran ändere auch der_Umstand nichts‚‘

daß der Kläger neben dem Grad der MdB° die Berechnung des JAV°

beanstande und für diesen 8tfeitpunkt die Berufung nicht ausgee

schlossen sei„ Im Gegensatz zur früheren gesetzlichen Regelung

der Ausschließung des Rekurses in'é 1700 Reichsversicherungs—

;};dnung (EVO) komme es bei der Vorschiift des 5 145 Nr 4 SGG
nicht auf die Art des Anspruchs, son40rn auf einen bestimmten

Screitpunkt, nämlich den Grad der ldn. an, welcher der Nachprüf—

'bsrkeit in der Berufungsinstsnz entzogen werden solle. Diese
hegelung habe verfahrensrechtliche Vorbilder in dem vorüberge—

hend in Kraft gewesehen 9 1700 Abs. 2 EVO (VO über Vereinfa—
chung in der SozNers° vom 30 12.23, BGBl I „„ 1057) sowie in
© 90 Abs II Ziff 1 des Gesetzes über das Verfahren in Vc1—
sorgungssachen unter Beachtung des Änderungsgesetzes vom 27.

' September 1958 (BGBl I S„ 1217) und in @ 92 des Gesetzes über
Agdss Verfah1en in Versorgungssachen vom 10 Januar 19.2 (BGBl. I‚

s 591'„_In diese}rplüiinsichtsei. auchauf 5,„1797EVOzu verweisen,
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der allerdings dann nicht anwendbar sei, wenn es sich in

Rekursverfahren um einen einheitlichen Anspruch handele,

bezüglich dessen mehrere Einzelfragen streitig sind, Eine

derartige_einschränkende Vorschrift kenne das SGG nicht.

Wenn auch die Vorschriften des SGG über den Ausschluß der

Berufung grundsätzlich eng_auszulegen seien, könne gleich—

wohl eine Berufung hinsichtlich eines Streitpunkts, der für

sich der instanziellen Nachprüfung nicht zugänglich ist (MdEu),

nicht deshalb zulässig sein, weil daneben das angefochtene
Urteil einen weiteren, beru■1mnfähigen Streitpunkt (JAV.)

betrifft° Demzufolge sei die Berufung des Klägers nur hin—

sichtlich des JAV° statthaft; soweit sie wegen des Grades

der MdB, eingelegt ist, müsse sie als unzulässig verworfen

werden°

Dessen ungeachtet hätte die Berufung hinsichtlich des Grades

der MdEo sachlich auch keinen Erfolg haben können, da es dem

LSG, im vorliegenden Falle als Rechtsmittelinstanz versagt

sei, die Feststellung der MdB° um nur 5 v.H° zu ändern„ Un—

begründet sei die Berufung hinsichtlich des JAVO; denn die
Beklagte habe ihn ohne Rechtsverletzung ermittelt, wenn sie

bei der RentenbereChnung gemäß ihrer Satzung den letzten

Steuerbescheid berücksichtigt habe, den der Kläger vor dem

Unfall-vom Finanzamt erhalten hatte. Daß sich dieser letzte

Steuerbescheid auf eine frühere Zeit als das Jahr vor dem

Unfall bezog, sei in Kauf zu nehmen, führe auch nicht zu

unbilligen nrgebnissen, weil derselbe Einkommensbetrag nicht

nur für die Berechnung der Rente, sondern auch für die Bemes—

sung der Beiträge maßgebend seio Außerdem werde durch die

satzungsmäßige, mit den Vorschriften der EVO im Einklang

stehende Regelung eine schnelle und endgültige Rentenberech-

nung sowie eine im Interesse aller Unternehmer liegende recht—

zeitige Beitragsumlegung ermöglichté Auf Grund des 5 677

Abs° 1 Nr° 8 RVG sei es jedenfalls möglich, bei versicherten

"Unternehmern die Ermittlung des JAV° abweichend von der all—

gemeinen Regelung der @@563 ff. RVG zu bestimmen. Die Be—
klagte habe daher durch ihre Satzung in gesetzlich zulässiger

Weise bestimmt, daß der JÄV„ für die bei ihr zwangsversicher—

ten Unternehmer nach dem Betrag des steuerpflichtigen Ein—

kommens zu berechnen ist, den der bei Eintritt des Vérsiche—
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rungsfalles vorliegende letzte Steuerbescheid ausweist°

Gegen das am 8° Dezember 1954 zugestellte Urteil hat der

Kläger am 7° Januar 1955 Revision eingelegt und sie am
2° Februar 1955 begründet° Er rügt, daß das LSG° die Be—

rufung hinsichtlich des Grades der MdEo für ausgeschlossen

gehalten habe° Dabei habe es verkannt, daß auch insoweit

die Berufung zulässig sei, wenn mit ihr das Urteil des

OVA zulässig wegen des JAV° angefochten werden sei Der

Kläger beanstandet ferner daß da s LSG„ zur Frage der MdB

sachlich Stellung genommen habe, obwohl es hierzu die Be-

ruiung gemäß @ 145 Nr 4 SGG für ausgeschlossen gehalten

habe Schließlich wendet sich die Revision gegen die Fest—

stellung des JAV , weil das LSG gebilligt habe, daß die
Beklagte der Rentenberechnung das durch den letzten Steuer;

bescheid ausgewiesene Einkommen für das Jahr 1947 und nicht

das höhere‘hinkommen
aus dem Jahre 1948 zugrundegelegt hat„

Hierzu sei die Beklagte auf Grund des 5 45 ihrer Satzung

nicht gezwungen gewesen; denn beim Zustandekommen dieser

Bestimmung habe nicht vorausgesehen werden können, daß

nach der Mährungsreform die Ausgabe der Steuerbescheide un—

gewöhnlich lange verzögert wurde°

Der Kläger beantragt?

das angefochtene Urteil aufzuheben und

anderweit nach seinen bisher gestellten

Anträgen zu erkennen°

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Sie tritt der Auffassung des Klägers, daß die hinsichtlich

des JAV zulässige Berufung auch die sachliche Entscheidung

über den Grad der MdB ermögliche, nicht entgegen„ Der An—

sicht des Vorderrichters7 daß eine Abweichung von der festge—

stellten MdB° um nur 5 v°H° durch die Umstände des vorliegen—

den Falles nicht gerechtfertigt sei, pflichtet sie bei°
zHinsichtlich des JAV° führt die Beklagte aus: Auf Grund des

5 677 Abs° 1 Nr„ 8 EVO habe sie durch ihre.8atzung in freier
Gestaltung bestimmen können, in welcher Weise der JAVQ ver—
sicherter Unternehmer zu ermitteln ist‚ Die in 5 45 ihrer
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Satzung getroffene Regelung sei durch Zweckmäßigkeitserwägun—

gen geboten, Mit dieser Bestimmung sollte es vor allem prak—
'tisch möglich sein, unmittelbar nach Eintritt des Unfalls den

JAV° für die Feststellung der Bntschädigungsleistung zu er—
mitteln,

Die Revision ist zulässig° Sie ist form— und fristgerecht ein—

gelegt und begründet worden° Sie ist auch statthaft, da das

LSG° sie zugelassen hat (@ 162 Abs° 1 Nr° 1 GGG), Die Zulassung

ist im Gegensatzzur Auffassung der Beklagten nicht auf die mit

der Feststellung des JAV° zusammenhängenden Rechtsfragen be—

schränkt werden° eine solche Beschränkung hätte überdies keine

rechtliche Bedeutung "(BSG° } G, 135 ff)°

Die Revision ist auch begründet°

Das LSG° hat die Berufung gemäß @ 145 Nr. 4 SGG insoweit für

unstatthaft angesehen, als das Urteil des OVA° hinsichtlich

des Grades der MdB° angefochten werden ist° Dieser Ansicht ver—
mochte sich der Senat nicht anzuschließen°

Die Zulässigkeit der Berufung richtet sich, da es sich hier

um einen Überleitungsfall nach 5 215 Abs. 8 SGG handelt, aus—

schließlich nach den Vorschriften dieses Gesetzes° In Angele—

genheiten der Unfallversicherung können nach 5 145 Nr° 4 SGG

Urteile mit der Berufung nicht angefochten werden, wenn sie

den Grad der MdB, betreffen° Diese Vorschrift bedeutet jedoch

nicht, daß die Berufung stets dann ausgeschlossen ist, wenn

über den Grad der MdB° in dem angefochtenen Urteil auch nur
lmit entschieden worden ist° Sonst würde ein über die Höhe des

Rentehanspruchs entscheidendes Urteil niemals mit der Berufung

_angefochten werden können, da die Entscheidung immer von der

Feststellung des Grades der MdB° abhängig ist° Die Anwendung

des 5 145 Nr° 4 SGG erfordert, daß dieser Streitpunkt auch Ge—

genstand des Berufungsverfahrens ist„ Die Berufung ist jeden—

falls dann ausgeschlossen, wenn das Urteil allein wegen des

Grades der MdE° angéfochten wird° Anders ist die Rechtslage zu

beurteilen, wenn wie im vorliegenden Falle außer dem Grad der

MdB° auch der JAV° streitig ist und beide Streitpunkte Gegen—

stand des Berufungsverfahrens sind. In diesem Falle ist die

Höhe des Rentenanspruchs im ganzen und nicht nur hinsichtlich
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eines Berechnungefaktors, nämlich der Mqu streitig; die Be—

rufung ist daher mangels eines für die Höhe des Rentenanspruchs

schlechthin im Gesetz vorgesehenen Ausschließungsgrundes gemäß

@ 143 SGG.an sich statthaft° Das hat auch das LSG. nicht verkannt;

.
denn es hat die Berufung hinsichtlich des JAV. jedenfalls als un—

begründet zurückgewiesen. Seine in der Urteilsbegründung darge—

legte Auffassung, daß der sachlichen Prüfung im Berufungsver—

fahren nur der JA.V° zugänglich, die Berufung hingegen auf Grund

des 5 145 Nr. 4 SGG insoweit unstatthaft sei, als der Kläger eine

höhere Festsetzung des Grades der MdB, begehrt, ist indessen
,

nicht frei von Rechtsirrtum„ Gesondert zu prüfen ist die Zuläs—

sigkeit des Rechtsmittels beim Zusammentreffen einer zulässigen

mit einer unzulässigen Berufung allerdings dann, wenn in dem

Rechtsstreit mehrere selbständige pr0zessuale Ansprüche geltend

gemacht werden (BSG° 1„Senat in Breithaupt 55 S. 1300; BSG. 3

S. 135 ff, LTBQ7), In dem gleichen_Sinne war auch @ 1707 RVG zu
verstehen, nach dem verschiedene selbständige Ansprüche grund—

sätzlich nach der Zulässigkeit des Rechtsmittels zu trennen

waren° Hiervon unterscheidet sich jedoch der vorliegende Fall
dadurch, daß Gegenstand des Rechtsstreits nur ein einheitlicher

prozessualer Anspruch ist, nämlich das Begehren des Klägers auf

Verurteilung der Beklagten zur Gewährung der Verletztenrente°

Der JAV° und der Grad der MdE„ treten hierbei lediglich als BE?

rechnungsfaktoren dieses einheitlichen Anspruchs in Erscheinunc°

Als solche bloße Streitpunkte eines Änspruchs können sie hin—
sichtlich der Zulässigkeit der Berufung nicht unterschiedlich

behandelt werden° Die abweichende Auffassung des LSG. findet

Weder im Wortlaut der angeführten Vorschrift noch in ihrer Sinn—l

deutung eine Stütze; vor allem steht sie aber auch mit den all—
gemeinen Grundsätzen des Zivilprozeßrechts, die über @ 202 SGG'
auch in der Sozialgerichtsbarkeit zu berücksichtigen sind, nicht

im Einklang„ Nach der im vorliegenden Verfahren entsprechend

anzuwendenden Vorschrift des 5 537 Zivilprozeßordnung (ZPO)
sind Gegenstand der Verhandlung und Entscheidung des Berufungs—

gerichts alle den anerkannten oder abGrkannten Anspruch betref—

fenden Streitpunkte, über die nach den Anträgen eine Verhandlung
‚und Entscheidung erforderlich ist. Das bedeutet für den vorlie—
genden Streitfall, daß in der Berufungsinstanz, an die der Rechts—

streit kraft der Anfallwirkung der Berufungscihlegung zur erle—
digüng gelangt ist, nicht nur über den JAV„ sondern auch über

denGrad der man,als die beiden Berechriungsfaktdrendes Renten-JLaw – Gesetze und Urteile
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anshruchs hätte entschieden werden müssen, Von dem Grundsatz

des 5 537 ZPObildet die Vorschrift des 5 145 Nr, 4 SGGkeine
Ausnahme° Sie gehört ihrer Stellung im Gesetz und ihrem Wort—

laut nach zu den Vorschriften, welche die Zulässigkeit der Be—
rufung regeln° Hierbei geht es immer darum, das Rechtsschutzbe—

gehren des Rechtsmittelklägers als Ganzes dem.Berufungegericht

zur Verhandlung und Entscheidung zu unterbreiten; denn die Zu—

lässigkeit der Berufung betrifft stets den gesamten, den Gegen—

stand des angefochtenen Urteils bildenden prozessualen Anspruch

(Streitgegenstand)° Dieser Anspruch ist im vorliegenden Falle
durch den Antrag des Klägers gekennzeichnet, die Beklagte.zur

Gewährung einer höheren als ihm vom OVA° zugesprochenen Rente zu

verurteilen° Mit der dinlegung_der Berufung ist der Anspruch

daher im ganzen Umfangs beim Berufungsgericht angefallen. Da es

sich hierbei um einen einheitlichen prozessualen Anspruch han—

delt, der seiner Natur nach auch eine einheitliche, jedenfalls

nicht nach einzelnen Berechnungsfaktoren aufgespaltene Entschei—

dung erfordert, ist es nach der Ansicht des Senats nicht vertret-

bar, von dieser Entscheidung einzelne Streitpunkte auszunehmen

und hinsichtlich der Zulässigkeit der Berufung gesondert zu be—

handeln, Hätte der Gesetzgeber mit der Vorschrift des @ 145
Nr, 4 die gegenteilige Rechtsfolge im Hinblick auf den Grad der

MdB. beabsichtigt, würde er dies auch zum Ausdruck gebracht ha—

(

ben, und zwar indem er statt der Worte:"ggnn sie betreffen„,."

die Worte: "ggweit sie betreffen ...“ gewählt hätte. Zwar ver—
tritt Bettermann (Anna°zu demUrteil des BSG, 8 RV 171/54 -
NJW° 56 St 1176, Nr, 58) hinsichtlich des @ 148 Nr. 2 SGG die

Auffassung, daß das Wort "wenn" im Sinne von "soweit" oder "wenn
und soweit" zu lesen seioEine solche, die Vorschriften über den

Berufungsausschluß ausdehnende Deutung würde auch für die hier
in Betracht kommende Vorschrift des 5 145 Nr° 4 SGG gelten müs—

sen? wenn diese
Meinung zuträfe° Ihr ist jedoch entgegenzuhalten,

daß der Zweck dieser auf den Ausschluß der gemäß 9 143 SGG grund?

sätzlich zulässigen Berufung gerichteten Vorschriften eine enge

Auslegung rechtfertigt, was übrigens auch das LSG. nicht in Ab—

rede stellt, @ 145 Nr° 4 SGG will jedenfalls im Interesse einer

Entlastung der Berufungsgerichte verhindern, daß es zum Beru—

fungsverfahren wegen Bagatellsachen kommt, um die es sich bei

den s0g° Gradeschén im allgemeinen handelt° Dieser Zweck wurde

im vorliegenden Falle nicht vereitelt worden sein, wenn im Be—

rufungsverfahren, das wegen des streitigen JAV. doch durchge—
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führt werden mußte, die sachliche Prüfung auf die Feststel—

lung des Grades der MdE„ erstreckt werden wäre. Eine wirk—

liche Entlastung der Rechtsmittelinstsnz ist nur dann zu

gewährleisten, wenn das Berufungsverfahren überhaupt ver—

mieden werden kann, nämlich wenn das Urteil den Grad der

Edda betrifft und nur dieser Streitpunkt dem Berufungsge—

richt zur Verhandlung und Entscheidung unterbreitet wird.

Durch die Vorschrift des 5 145 Nr. 4 SGG, welche die Zu—

lässigkeit der Berufung betrifft, wird auch nicht etwa

eine hinsichtlich des Grades der MdB, hindende Wirkung

der erstinstanzlighen dntecheidung geschaffen, wie z.B. für

das Revishrnverfahren eine entsprechende Regelung auSdrück—

lich in @ 165 SGG für die vom Berufungsgericht getroffenen

tatsächlibhen FeStstellungén erfdgt ist° Einer solchen Auf—
fassung würde schon der Wortlaut des Gesetzes entgegenste—

hen‚ in dem weder von einer solchen Bindung noch sonst vom

Ausschluß der sachlichen Nechprüfbnrkeit die Rede ist,
Hiernach-ist die Berufung des Klägers gegen das Urteil des

OVA„ insgesamt zulässig‚ obwohl sie hinsichtlich des einen

Berechnungsfaktors (Mdßo) für sich allein ausgeschlossen
wäre„ Die Bezugnahme auf die einschlägigen Vorschriften des“

Gesetzes über das Verfahren in Versorgungssachen zwingt sn—

gesichts der Verschiedenheit der VerhältniSse nicht zu einer

Auslegung des % 145 Nr„ 4 see im Sinne der angefochtenen Ent—
scheidung° Allerdings trifft es zu, daß die ursprüngliche

Fassung des 5 90 Abs„ 2 Nr„1 des früheren Gesetzes über das
Verfähren in Versorgungssachen durch die Einfügung des tortes

“lediglich" geändert werden ist° Daraus kann jedoch für die

Auslegung des 5 745 Nr„ 4 SGG nicht gefolgert werden, daß die
vVorschriit wegen des Fehlens dieses Wörtes.nibht den ihr nach

den allgemeinen protessuelen Grundsätzen beizumessenden Sinn

haben dürfte„ '

Das ;rgebnis vorstehender Erwägungen wird im Schrifttum mit
eingehenden Earlegungen geteilt von Breckmann, Handbuch der?

Sozialversichérung‚ 1„ — 5° Aufl„‚ Bd. I, S. 250 c und von
Wilde, NJW, 1956 80 448° Die abweichende Ansicht des LSG° ver—

tritt ohne nähere Begründung Mellwitz, Komm. z° SGG9 S‚ 536,

Anm° 2 zu @ 1480
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Gegen die Richtigkeit dieses Ergebnisses sind Bedenken auch nicht

aus der übereinstimmenden Rechtsprechung des Reichsgerichts

(KG.) und des Bundesgerichtshofe(ßGH.) zu der ähnlichen pro-
zessualen Frage herzuleiten9 ob im Rahmen einer nur wegen

eines Klagegrundes zulässigen Berufung (@ 511 a Abs. 4 ZPO)

oder Revision (@ 547 Abs. 1 Nr. 2 ZPO) andere, nicht bevorrech—
tigte Klagegründe geprüft werden können, bzw. die Entscheidung

hierüber nachgeprüft werden kann (RGZ. 130 S. 401; 144 S. 358 =

JW. 34 S. 2141 m.Anm. von Schwinge; 164 S. 341; BGHZ. 1 S. 369

ff [3897 und Stein—Jonas—Schönke—Pohle,Kbmm.z. ZPO, 18.Aufl.‚
@511 a Anm.IV, 2). DasRG.hat zu @547 ZPOentschieden, daß
andere Klagegründe als gerade die nach dieser Vorschrift be—

vorrechtigten der Nachprüfung'in der Revisionsinstanz nicht

unterliegen. Es hat dabei auf den Gésetzeszweck hingehiesen,

der Rechtsstreitigkeiten über gewisse auf öffentlich-rechtlichen

Gebiet liegende materiell—rechtliche Ansprüche trotz Gering—

_wertigkeit eine bevorrechtigte Eehandlung hinsichtlich der

instanziellen Nachprüfbarkeit einräumenwollte. Im Interesse
der Entlastung des obersten Gerichts sollten andere Änsprü0he,

auch Wenn sie mit den bevorrechtigten im Zusammenhang stehen9

von der Nachprüfbarkeit ausgeschlossen bleiben, falls diese

für sich allein an das Vorhandensein eines die Revisionssumme

übersteigenden 1ertes des Besohwerdegegenstandes geknüpft sind.

Aus den gleichen irwägungen hat das RG. in den entsprechenden

Fällen das Prüfungsrecht und die Prüfungspflicht des Berufungs—
gerichts verneint, soweit es sich dabei nicht

um einen gemäß

£ 511 a Abs. 4 ZPO bevorrechtigten Anspruch oder einen sonst

der Berufung ohne weiteres zugänglichen Anspruch handelt.Danach

ist die Einschränkung der Nachprüfbarkeit eines geltend gemach—

ten prozessualen ■nspruchs von der Klagebegründung, d.h. von
‚der Art des ihm zugrunde liegenden materiell—rechtlichen An—

spruchs abhängig (z.B. Haftung aus Verletzung der Amtspflicht

oder aus ungerechtfertigter Bereicherung), während es sich in

dem hier zu entscheidenden Fall lediglich um einzelne Berech—

nungsfaktoren des geltend gemachten prozessualen Anspruchs.

handelt, die zusammen dessen Höhe ausmachen. Im übrigen unter—

scheiden sich die angeführten zivilprozessualen Vorschriften

von der des @ 145 Nr. 4 SGG wescntlich in ihrer Zweckbestim—

mung: Jene Vorschriften räumen dem Rechtsuchenden als Ausnahme

von der Beschränkung der Statthaftigkeit des Rechtsmittels ein

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 11 _
Vorrecht ein, des ohne Zwang nicht ausgedehnt werden darf;

die Vorschrift des SGG hingegen will den Ausschluß der Zu—

'lässigkeit der Berufung auf einen Streitpunkt beschränken

und würde als Ausnahmevorschrift von der Regelung über die

Zulässigkeit der Berufung eine nicht gebotene Verschärfung

der Zulässigkeitsbéschränkung erfahren, wenn si*im Sinne

der Auffassung des LSG„ ausgelegt würde„

Da hiernach die Zulässigkeit der Berufung des Klägers in

vollem Umfangs zu bejahen war, mußte unter Aufhebung der

Entscheidung des LSG„ die Sache an die Vorinstanz zurück»

verwiesen werden„ Diese wird nunmehr zu prüfen haben, ob

in diesem Fall wegen der besonderen Bedeutung der Vollen

Sehfähigkeit für den Beruf des Klägers von dem Regelfalle

abzuweichen ist, daß nach Gewöhnung an des einäugige Sehen

nur noch eine MdB° von 25 v„H° angemessen ist (vgl° Lauterf

bach‚ Komm„zur uva, 2„ Auflc, 5° 108, Anm° 7 zu @559 a
iRVO mit weiteren Nachweisen)° Dazu bedarf es einer einge—
henden Feststellung der tatsächlichen Beschäftigungsverhält—

nisse des Klägers, die dem LSG° obliegt„0bwohl in dem ange—
fochtenen Urteil eine sachentscheidung über den streitigen

Grad der MdE„ unterblieben ist, weil insoweit die Berufung

als unzulässig angesehen worden ist, enthält das Urteil hier—

zu sachlich—rechtliche Ausführungen° Diese haben keine recht—

lich verbindliche ■irkung (BGHZ° Bd„ 11 S° 222 12227, BSG° 1

5° 285 ff„ gäez7)„ Sie treffen überdies auch nicht zu‚ Der
,Senat hält zwar_an dem Grundsatz fest, daß die Rechtsmittel——

instanz die Feststellung der NdE„ regelmäßig nicht um nur

5 v„Hc ändern darf (Urteil des erkennehden Senates in SozR°
RV05559 a ßl„ Aa 2 Nr„ 3; BVA in EuM„ 22 B„ 220; LSG; Berlin

in BG„ 1955 s„ 39;atn„ Krebs in BG„ 1957s‚ 202 ffozäoi7)„.bie—
'ser Grundsatz erleidet jedoch nach der RechtSprechung des
Reichsversicherungsamts‘(RVA„)‚1die‘der Senat aufrechterhält,

eine \u5nahme, wenn eine Abweichung durch die Lage der gege—
benen Verhältnisse besonders gerechtfertigt_ist (EuM„n22 3°

525 ff„)„ Im vorliegenden Fall würde die Nichtbeachtung der
besonderen Berufsvérhältnisse des Klägers einen rechtlichen

—Gesichtspunkt darstellen, der eine um_5„‚v„H° von der
‘Schätzung der Beklagten abweichende Bemessung der MdE„ ge—

stattet° Dabei wird das LEGO außerdem zu berücksichtigen

‘haben, daß die bisherigen ärztlichen£htachten die Annahme

einer MdB)° von nur 25 V„H„ nicht stützen„JLaw – Gesetze und Urteile
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Mit dem gegen die Festsetzung des JAV° gerichteten Revisions—

angriff rügt der Kläger unrichtige Anwendung des Satzungs5

rechts der Beklagten„ Die Beurteilung der Frage, ob diese Rüge

gerechtfertigt ist, hängt von der Auslegung des 5 45 Abs. 1
' der z„Zt° des Unfalls geltenden Satzung der Beklagten Vom

1„Januar 1943 ab° Der Geltungshneich dieser Satzung geht, da

die Beklagte eine bundesunmittelbare Berufsgenossenschaft ist,

über den Bezirk des LSG° Schleswig hinaus. Bei der Auslegung

der Satzung handelt es sich daher um die Anwendung revisiblen

Rechts im Sinne des @ 162 Abs° 2 SGG (vgl° RGZ. 78 S. 19; fer—

ner Urteilsgründe zu SozR°
.

SGG @ 162„ Bl. Da 15 Nr. 60;

Brackmann a.a.0° S. 252 w und x). Der erkennende Senat war

somit zur Auslegung der angeführten Satzungsbestimmung berech—

tigt° Die Rüge ist begründet°

In 5 45 ihrer bis 1953 geltenden Fassunghat die Satzung be—
stimmt, daß bei der Unternehmer-Versicherung als JAV„ für die
Berechung sowohl der Beiträge als auch der Renten der Betrag

des ........
steuerpflichtigen Einkommens des Unternehmers

aus dem Einzelhandelsunternehmen gilt und daß maßgebend der

"letzte Steuerbescheid" ist° Diese nicht eindeutige Bestimmung

hat das LSG° in Übereinstimmung mit der Beklagten dahin ausge—

legt, daß unter dem letzten Steuerbescheid derjenige zu ver—

stehen sei, der z„Zt„ des Unfalls als letzter vorlag, und zwar

ohne Rücksicht auf die Zeit, in der das darin ausgewiesene Ein—

kommen erzielt worden war. Diese Auslegung wird nach der Über—

zeugung des Senats durch den erkennbaren Zweck dieser Bestim-

mung nicht geboten„ Wohl trifft es zu, daß die Beklagte nach

5 677 Abs° 1 Nr° 8 BVG mit der Aufgabe9 die Höhe und Ermitt—

lung des JAV° der bei ihr versicherten Unternehmer setzungs—

mäßig zu bestimmen, auch das Recht erhalten hat, auf diesem

Wege in freier Gestaltung festzulegen, nach welchem JAV. die

Berechnung der Entschädigungsl€istungen sowie der Beiträge zu

erfolgen hat, insbesondere in welcher teise das entsprechende

JahreSeinkommen nachzuweisen ist° Es wäre der Beklagten hier—

nach sogar möglich gewesen, einen rein nach Gesichtspunkten

der Zweckmäßigkéit ermittelten, frei gegriffenen Bestbetrag zu
bestimmen, der vom individuellen Erwerbséinkommen des ver—
sicherten Unternehmers ganz unahhängig ist° Sie hat indessen.

ldiesen von der gesetzlichen Regelung der 55 563 ff. EVO völlig
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losgelösten Maßstalo nicht gewählt. Vi■mehr läßt «545 der
Satzung erkennen, daß mit ihm lediglich die Gewinnung einer

objektiven Berechnungsgrundlage für den JAV° bezweckt werden

“ist, Diesen Zweck erfüllt bei den nach @537 Nr. 1 EVO Ver—
sicherten @ 1581 RVG, welcher der Besonderheit der Unterneh—

merversichérung nicht Rechnung trägt° Die in 5 45 der Satzung

v0rgehehene Zugrundelegung des letzten Steuerbescheides ist

demnach als Ersatz für die sonst maßgebenden Entgeltaufzeich—
nungen des Unternehmers aufzufassen; sie findet darin ihre

durchaus sinnvolle, aber anderseits, was das LSG° nicht hin—

reichend beachtet hat, auch nicht ausdehnungsfähige drklä—

rung° Mit der Heranziehung von-steuerlichen Unterlagen ist

weiter noch die Besonderheit verbunden, daß der JAV° in

der Unternehmerversicherung nur nach dem für ein Steuerjahr

und nicht für das'Uahr vor dem Unfall" (@ 563 Abs, 2 Satz 1
Halbsatz 1 BVD) nachgewiesenen Erwerbseinkommen berechnet

werden kann, irsignet sich der Unfall —wie z.B° im vor—
liegenden Fall —‘ im Monat August, so wird hiernach der

JAV„ für einen Unternehmer einerseits und einen Arbeit—

nehmer anderseits nicht nach genau übereinstimmenden Be—
rechnungszeiträumen

zu ermitteln sein, Dies ist jedoch

nach Ansicht des Senats der einzige, mit Notwendigkeit aus

der Satzungevorschrift herzuleitende Unterschied; denn im

übrigen steht @ 45 der Satzung keineswegs in einem Gegen—

„satz zu den allgemeinen Grundgedanken (55 565, 564 RVG),

nach dem für die Rentenberechnung das Erwerbseinkommen
maßgebend ist, das der Verunglückte während eines dem Un—
falltage möglichst nahe vorangegangenen Zeitraums erzielt

hato @ 45 der Satzung zwingt also nicht zu der Ännahme,

daß immer nur der letzte, vor dem Unfall in die Hand des

Versicherten gelangte Einkommensteuerbescheid maßgebend

sein soll° Vielmehr läßt der tortlaut dieser Bestimmung
‚darauf schließen, daß dasjenige Erwerbseinkommen des Un—

ternehmers berücksichtigt werden 8611, welches er im letzten
Betriebsjahr

vor dem Unfall erzielt hat° Dies läßt sich
unter normalen Verhältnissen auch verwirklichen, Lassen es

jedoch besondere Umstände geboten erscheinen, auf einen

Steuerbescheid zurückzugreifen, der das Einkommen des Ver—

letzten aus einem weiter zurückliegenden Betriebsjahr des
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Unternehmers ausweist, so schließt_é 45 a.a„0° diese Mög—
lichkeit nicht aus, 2,3, erscheint es im Interesse einer

baldigen Entschädigungsleistung nach dem Unfall unbedenk—

lich, den bei der erstmaligeaneststellung der vorläufigen

Rente vorhandenen letzten Steuerbescheid heranzuziehen, wenn

er nur ein vor dem Unfall liegendes Erwerbseinkommen betrifft°

Das bedeutet aber schon im Hinblick auf 9 1585 Abs° 2 EVO nicht,

daß der anläßlich der vorläufigen Rente festgesetzte JAV° für
alle Zukunft beizubehalten ist; denn nach dieser Vorschrift ist

für die Feststellung der Dauerrente die vorher getroffene fest—

stellung der Grundlagen für die Rentenberechnung nicht bindend°

Das gilt insbesondere für den der Rentenbxrnhnung zu Grunde

zu legendar5AV° Diese in der angefochtenen entscheidung nicht

berücksichtigte Rechtsfrage ist zwar von dem LSG. Nordrhein—

Westfalen iUrteil vom27„ 1„ 1955_ LS v (VI) UV2149/54)
dahin entschieden werden, daß der für die Feststellung der

vorläufigen Rente maßgebliche JAV° auch für die Berechnung

der Dauerrente maßgebend sei und daß nur vorher unterlaufene

fehlerhafte Ermittlungen des JAV° anläßlich der Feststellung
der Dauerrente berichtigt werden könnten, Diese Auffassung

ist aber weder aus 5 1585 Abs, 2 EVO unmittelbar herzuleiten,
noch wird sie durch die Rechtsprechung hierzu gestützt (RVG—

MitgloKomm„ 2„Aufloth, I, S° 235, Anm° 14 zu 5 1585; AN 1916

S, 717 Nr° 2909)° Wenn danach sogar ein im Verfahren über die

vorläufige Rente geschlossener Vergleich über die Höhe des

JAV„ dessen Nuchprüfung bei der ersten Feststellung der Dauer—

rente nicht ausschließt, muß bei der Feststellung der Dauer— .

rente erst recht eine anderweitige Ermittlung des JAV„.durch

Berücksichtigung eines späteren Steuerbescheids zulässig

sein, zumal wenn — wie im vorliegenden Fall— nur aus tech—

nischen Gründen (Verzögerung der Aushändigung durch das Finanz—

amt) ein solcher Steuerbescheid nicht früher zu erlangen war°
Entscheidend bleibt freilich, daß sich der festgestellte JAV.

in jedem Fall auf ein Einkommen bezieht, das vor dem_Unfall'

erzielt werden ist° Hiernach ist nach der Überzeugung des

Senats @ 45 der Satzung der Beklagten dahin auszulegen, daß

unter dem "letzten Steuerbescheid“ die jeweils letzten Ein—
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kommensteuerbescheide zu verstehen sind, die bei der

erstmaligen Feststellung der vorläufigen Rente bzw„

bei Feststellung der ersten Dauerrénte vorliegen

und sich auf einen Zeitraum vor dem Unfall beziehen°

Demgegenüber fallen die vom LSG° für seine abweichen—

de Auffassung dargelegten Gesichtspunkte nicht ins

Gewicht° Verdienstschwankungen können mit der Folge

zufälliger Ergebnisse für die Ermittlung des JAV°

in jedem in Betracht kommenden Betriebsjahr auftre—

ten und sind daher in dieser Hinsicht hedeutungslos.'

Daß ferner in gewissem Umfang ein Ausgleich dadurch-

erreicht wird, daß das ermittelte Einkommen für

die Entschädigung der Unfälle wie für die Beträge

die Berechnungsgrundlage darstellt, mag für die

vom LSG„ vertretene Auslegung‘8prechen„ Dieser Um—

stand hat jedoch angesichts der Tatsache, daß

die Beklagte wie ie meisten gewerblichen Berufs—

genossenschaften ihre Beiträge nach dem Umlage—

verfahren erhebt (% 749 ff„ RVG), keine wesentliche
Bedeutung, Jedenfalls kann er die der Ansicht des
erkennenden Senats zugrunde liegenden Erwägungen

nicht entkräften° Darüber; daß die Satzung in dem

dargelegten Sinne einheitlich, d„h„ bei steigender

wie bei sinkender Einkommensentwicklung, zu hand—

haben ist und dem Ermessen der Beklagten insoweitv

kein Spielraum bleibt, läßt die Bestimmung des “

% 45 keinen Zweifele *”

Das LSG° wird bei der erneuten Verhandlung und

Entscheidung auch diese rechtlichen Gesichts—

punkte zu berüokeichtigen und die insoweit er—

forderlichen tatsächlichen Pesteucllungen zu
treffen habeno
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Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil

des LSG° überlassen°r
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